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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 42. November 4980

für Recht erkannt:

4. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—
Westfalen vom 34. Juli 4979 wird als unzulässig

verworfen, soweit sie sich dagegen wendet, daß

der Bescheid der Landesversicherungsanstalt
Oberbayern vom 2. April 4977 aufgehoben worden

ist.
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Auf die Revision der Beklagten werden das vorgenannte

Urteil des Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen und das Urteil des Sozialgerichts Köln vom

49. Januar 1979 aufgehoben, soweit sie ihrerseits den

Bescheid der Beklagten vom 46. Februar 4978 auch in—

soweit aufgehoben haben, als er die Anwendung des

deutsch—türkischen 80zialversicherungsabkommens be-
‘_

trifft. Die Klage gegen diesen Bescheid wird in diesem

Umfang abgewiesen.

Die Revision der Beklagten im übrigen - soweit sie
sich gegen die "multilaterale" Anwendung mehrerer

Sozialversicherungeabkommen und gegen die Verurtei-
lung zur Gewährung von Rente richtet ; wird zurückge-

wiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
(osten auch des Revisionsverfahrens zu erstatten.

G r ü n d e =

I

Streitig ist ein Anspruch des Klägers auf Rente Wegen
Erwerbsunfähigkeit (EU).

Der am 29. November 4945 geborene Kläger, türkischer Staats-
angehöriger, ist seit 1973 chronisch nierenkrank und auf
künstliche Hämodialyse (Blutwäsche) angewiesen.

Am 4. Juni 4976 beantragte er bei der Landesversicherungs-
anstalt (LVA) Rheinprovinz - der für seinen Wohnort zu—
ständigen Landesversicherungsanstalt

—Versichertenrente
wegen EU. Nachdem der Kläger neben deutschen auch öster-
reichische und türkische Versicherungszeiten angegeben
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hatte, reichte die-INA Rheinprovinz den Rentenantrag zunächst

an die BVA Oberbayern weiter.

Mit Bescheid vom 2. April 4977 lehnte die INA den Antrag des

Klägers ab und führte aus, zwar liege EU ab 4975 vor; mit 45

deutschen und 45 österreichischen Beitragsmggaten sei die

Wartezeit für die deutsche Rente von 60 Kalendermonaten nicht

erfüllt. Über eine eventuelle Leistung nach dem deutsch—tür-
kischen Abkommen erhalte er von der - beklagten —EVA Ober-

franken und Mittelfranken noch gesondert Bescheid. Sodann
reichte die INA Oberbayern die Akte an die Beklagte weiter.

Gegen den Bescheid der ETA Oberbayern legte der Kläger zu-
nächst keinen Rechtsbehelf ein.

Mit Bescheid vom 46. Februar 4978 lehnte auch die Beklagte

"als Verbindungsstelle nach dem deutsch-türkischen Sozial—

versicherungsabkommen" den Antrag des Klägers ab: Mit 43

deutschen und 2 türkischen Versicherungsmonaten sei die Warte-

zeit nicht erfüllt.

‚Gegen diesen letzteren Bescheid hat der Kläger Klage zum

Sozialgericht (SG) erhöhen und in der mündlichen Verhandlung
vom 47. November 4978 beantragt, sowohl diesen Bescheid wie
auch den Bescheid der BVA Oberbayern vom 2. April 4977 aufzu—

heben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Rente wegen EU ab
4. Juni 4976 zu gewähren. Im Schriftsatz an das SG vom 44. De-
zember 4978 hat die Beklagte ua ausgeführt, zu den bei ihr an-
rechenbaren 54 Monaten könnten die vom Kläger in Österreich
zurückgelegten Versicherungszeiten von 43 Monaten nicht hinzu-

gerechnet werden. Im Urteil vom 49. Januar 4979 hat das SG dem

Begehren des Klägers entsprochen. Das Landessazialgericht (LSG)
hat die Berufung der Beklagten hiergegen in der angefochtenen

Entscheidung vom 34. Juli 4979 zurückgewiesen. In der Begrün-
dung heißt es, beide - das deutsch-türkische und das deutsch-
österreichische - Abkommen seien nach Erlaß der entsprechenden
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Zustimmungsgesetze geltendes Recht und vom zuständigen deut—

schen Träger anzuwenden; ihre Nichtberücksichtigung bedeute

Nichterfüllung der Abkommensverpflidhtungen. Keines der

beiden.Abkommen gébiete es, die vorgeschriebene Zusammen-

rechnung der beiderseitigen Versicherungszeiten zur Er-

füllung der Wartezeit auf den jeweiligen Vertragsstaat

zu beschränken. ‘

Das ISC hat die Revision gegen dieses Urteil zugelassen.

Die Beklagte hat die Revision eingelegt. Sie führt aus,

der ven den Vorinstanzen aufgehdbeneBescheid der ETA
Oberbayern vom 2. April 4977 sei, da der Kläger keine

Flage eingelegt habe, längst rechtsverbindlich. Im üb-

- rigen sei der von der Aufhebung dieses Bescheides be-

tro£fenen LVA Oberbayern kein rechtliches Gehör gewährt

werden. Das deutsch—türkische Abkommen schließe die Be-

rücksichtigung von Zeiten nach einem dritten Vertrag

ausdrücklich aus. DasBundessozialgericht (BSG)habe
in seinem Urteil vom 14. Juli 4977 übersehen, daß eine
Verknüpfung verschiedener zweieeitiger Abkommen bzw

die SicherstelIUng von Ansprüchen durch eine mehrsei-

tige Zusammenrechnung von Versicherungszeiten nur

durch den Abschluß mehrseitiger Übereinkommenerreicht
werden könne (zu Vgl das vierseitige AbkommenDeutsch-
land-Schweiz-Österreich-Liechtenstein). Die vom Kläger
zurückgelegten österreichischen Versicherungszeiten

hätten daher außer Betracht zu bleiben.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts für das Land
Nordrhein—Westfalen vom 31. Juli 4979 und das

Urteil des Sozialgerichts Köln vom 49. Januar
4979_aufzuheben sowie die Klage abzuweisen.
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Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er verweist auf die einschlägige Rechtsprechung des BSG und

hält das angefochtene Urteil für richtig.

II

Die Revision der Beklagten ist teils unzulässig und im übrigen

nur zum Teil begründet.

Soweit die Beklagte beantragt, die Urteile der Vorinstanzen

aufzubében, als diese ihrerseits den Rente versagenden Be-

scheid der IVA Oberbayern vom 2. April 4977 aufgehoben haben,

ist das Rechtsmittel unzulässig: Es ist nicht ersichtlich, wie
weit die Beklagte dadurch rechtlich betroffen sein könnte, daß

der einem Versicherten durch einen dritten Versicherungsträger

— die LVA Oberbayern - über eine Rentenablehnung erteilte Be-

scheid von der Vorinstanz aufgehoben werden ist. Unmittelbar

rechtlich betroffen sein kann durch die Aufhebung dieses Be—

scheides allein die letztgenannte BVA: Der Rentenantrag des
Klägers ihr gegenüber ist nun wieder unverbeschieden und — je—

denfalls wenn der Kläger darauf anträgt - nochmals zu prüfen
und nochmals zu verbescheiden. Daß die Aufhebung dieses Be-

scheides der INA Oberbayern durch die Vorinstanzen möglicher-

weise schon verfahrensfehlerhaft, weil ohne jede Beteiligung.

dieser INA am sozialgerichtlichen Verfahren geschehen ist,
vermag der Senat nicht näher zu prüfen; denn das Revisionsge—

richt kann selbst schwere, grundsätzlich von Amts wegen zu
prüfende Verfahrensverstöße der Tatsachengerichte nur im Rahmen
eines bei ihm überhaupt zulässigerusise eingelegten Rechts—
mittels prüfen.
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Die Revision der Beklagten ist daher als unzulässig zu ver-

werfen, soweit sie sich gegen die von den Vorinstanzen ver—

fügte Aufhebung des Bescheids der BVA Oberbayern vom

2. April 4977 wendet.

Soweit die Beklagte ihre Revision gegen ihre Verurteilung

zur Leistung richtet, dringt sie mit dem Rechtsmittel nur

zum kleineren Teil durch. '

Bei der Prüfung der Revision der Beklagten insoweit sind

zunächst verwaltungsverfahrensrechtliche Besonderheiten

herauszustellen und festzuhalten, die den vorliegenden
Fall — und alle anderen Fälle, in denen der Versicherte

An3pruch auf deutsche Versichertenrente aufgrund mehrerer

zweiseitiger Abkommen mit anderen Staaten begehrt — unver-
wechselbar kennzeichnen:

Der damals in Köln wohnende Kläger hat am 4. Juni 4976 ur-
sprünglich bei der INA Rheinprovinz Versichertenrente be-

antragt. Zur Entscheidung hierüber war diese EVA nach

55 4650 Abs 2 Satz 4, 4644, 4572 Abs 2 der Reidhsversiohe-
rungsordnung (RVG) in der vor dem 4. Juli 4977 geltenden

Fassung als Wohnort-INA des Antragstellers zuständig. Wenn
die INA Rheinprovinz am 4. August 4976 den Rentenantrag_

— zunächst - an die LVA Oberbayern abgegeben hat, so trug
sie damit der Senderzuständigkeit dieser BVA nach Art 42
Abs 5 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Repüblik Österreich über soziale Sicherheit

vom 22. Dezember 4966 idF des Ersten und Zweiten Zusatz-V

abkommens vom 40. April 4969 und 29. März 4974 Rechnung,
denen der Deutsche Bundestag durch Gesetz zugestimmt hat
(vgl BGBl II 4978, 255). Nach Art 42 Abs 3 aaO wird
"zur Erleichterung der Durchführung dieses Abkommens“
in der Bundesrepublik Deutschland "für die Rentenver-
sicherung der Arbeiter die EVA Oberbayern, München, als
Verbindungsstelle" eingerichtet. Diese gegenüber der ge—
setzlichen Grundzuständigkeit der INA Rheinprovinz nach
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5 4630 Abs 2 Satz 4 RVOengere Abkommens-Zuständigkeit be-

schränkt sich - naturgemäß - auf die Durchführung des genannten

bilateralen deutsch-österreichischen Vertrags über soziale

Sicherheit. Dementsprechend hat die BVA Oberbayern in ihrem Be-

scheid vom 2. April 4977 den Rentenantrag des Klägers nicht

generell - und nicht gleichsam stellvertretend für alle sonst

noch in Frage kommenden anderen deutschen Träger der gesetz—

lichen Rentenversicherung der Arbeiter - abgelehnt, sondern

ausdrücklich allein in bezug auf die und unter Anwendung der

zweiseitigen Bestimmungen der deutsch-österreichischen Ab—

kommen. um dies vollends deutlich zu machen, hat die LVA den

Kläger in ihrem Bescheid vom 2. April 4977 ausdrücklich ins—

besondere darüber belehrt, daß er "die begehrte Leistung aus
der deutschen.Rentenversicherung .... eventuell nach dem“

deutsch-türkischen Abkommen“ doch noch erhalten könne und er
von der hierzu zuständigen Beklagten "noch gesondert Bescheid"

erhalten werde. Daß die BVA Oberbayern in ihrem Bescheid Rente

aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung ausdrücklich

nicht generell, sondern nur unter dem partiellen rechtlichen
A5pekt des deutsch-österreichischen Abkommens und nur als zur

Durchführung dieses Abkommens zuständiger Träger versagt hat,

wird im übrigen den Kläger mutmaßlich veranlaßt haben, den Be—

scheid dieser LVA zunächst gar nicht anzufechten.

Der gegenwärtig streitbefangene Bescheid der beklagten INA
Oberfranken und Mittelfranken vom 46. Februar 4978 ist zu—
nächst und in erster Linie nicht anders wie der der BVA Ober-

bayern eine Rentenversagung allein unter einem, nämlich dem

bilateralen Teilaspekt, wie er sich aus der “Vertrags-Zustän—
digkeit" der Beklagten gemäß Art 2 Abs 4 Nr 5 Buchst b der
Zusatzvereinbarung zur Durchführung und Ergänzung des Abkommens

vom 50. April 4964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der Republik Türkei über soziale Sicherheit ergibt, dem der
Deutsche Bundestag gleichfalls zugestimmt hat (BGBl II 49‘B,

4469). Diese Beschränkung auf den bilateralen Teilaspekt ohne
generelle Ablehnung des deutschen Rentenanspruchs des Klägers
ist zwar im streitigen Bescheid der Beklagten nicht ganz so

- 8 -
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deutlich wie im Bescheid der INA Oberbayern vom 2. April 4977;

er ist gleichwohl unübersehbar: Die Beklagte hat den Be-

scheid ausdrücklich "als Verbindungsstelle nach dem deutsch-

türkischen Abkommen" erlassen, ausdrücklich auf Art 27 des

deutsch-türkischen Vertrags vom 50. April 4964 Bezug genommen

und ausdrücklich auch nur deutsche und türkische Versicherungs-

zeiten, nicht aber die ihr ebenfalls bekannten von der INA

Oberbayern bereits festgestellten österreichischen Versiche-

rungszeiten bei der Erfüllung der Wartezeit für eine deut-

sche Rente geprüft und zusammengerechnet. Daß aber die Be-

klagte, nicht anders wie die BVA Oberbayern, als zuständige

Verbindungsstelle "ihres" zweiseitigen Sozialversicherungs-

abkommens dem Kläger keine Versichertenrente zu gewähren

hatte, bedarf keiner näheren Begründung: Der Kläger hat nach

Zusammenrechnung seiner 45 deutschen mit den 2 türkischen

Versicherungsmonaten die Wartezeit für eine Rente Wegen EU

von mindestens 60 Kalendermonaten nach 5 4247 Abs } RVO
nicht erfüllt. Die Klage gegen den partiell das deutsch-

türkische Abkommen anwendenden Bescheid der Beklagten vom
46. Februar 4978 ist daher offensichtlich unbegründet.

Die Entscheidungen der Vorinstanzen, die diesen Bescheid
als rechtswidrig aufgehoben haben, können daher keinen

Bestand haben; zugleich war die Klage abzuweisen.

Einen weder von der EVA Oberbayern im Bescheid vom
2. April 4977, noch ursprünglich von der Beklagten im
streitigen Bescheid vom 46. Februar 4978 behandelten,
weil innerhalb der von diesen Versicherungsträgern je-

weils allein angewendeten bilateralen Sozialversichb-
rungsabkommen irrelevanten rechtlichen Aspekt des vom
Kläger erhobenen Rentenanspruchs stellt die Frage der,
ob zur Erfüllung der Wartezeit nach 5 4247 Abs } RVG
die von dem Versicherten nach allen von mehreren auf ihn
anWendbaren zweiseitigen Abkommen zurückgelegten Ver—
sicherungszeiten zusammenzurechnen sind. Die jeweilige
bilaterale Vertrags—Zuständigkeit der beiden genannten
Landesversicherungsanstalten, wie sie vdrstehend ausge—
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führt werden ist, reichte freilich nicht aus, um diese

“multilaterale” Rechtsfrage zu prüfen und zu entscheiden.

Nach Erschöpfung der partiell—bilateralen Zuständigkeiten als

Vertrags-Verbindungsstellen durch den das jeweilige bilaterale

Verfahren abschließenden VerWaltungsakt tritt nunmehr die ge-
setzliche "Grundzuständigkeit" der Wohnsitz-BVA nach 5 4630
Abs 2 Satz 4 EVO wieder zutage. Es kann nicht Rechtens sein,

daß von zwei, drei oder etwa gar mehr Vertrags-Verbindungs-

stellen jede —womöglich gegensätzlich und bindend (5 77 des

Sozialgerichtsgesetzes -SGG—)- die Kompetenz für sich in An,

epruch nehmen könnte, über den "multilateralen Effekt" mehrerer
auf ein und denselben Versicherten anzuwendenden zweiseitigen

Abkommen zu entscheiden. '

Indessen läßt sich nicht übersehen, daß die Beklagte im kon—

kreten Fall nach "Erledigung" der Vertrags—Zuständigkeit der
INA Oberbayern als praktisch einzige in Betracht kommende Ver—

trags-Verbindungsstelle zurückgebliében ist. Hat aber nur (noch)
eine Verbindungsstelle zu entscheiden, so drängt der enge Zu—

sammenhang der Entscheidung über ein und denselben deutschen
Rentenanspruch auf Grund derselben deutschen Beiträge einer-

seits nach bilateralen Vertragsrecht wie andererseits nach
übervertraglichen Gesichtspunkten und damit verbunden der Ge-
sichtspunkt der Verfahrensökonomie dazu, eine umfassende Ent-

scheidungszuständigkeit dieser Verbindungsstelle zuzulassen,
zumal die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter die

Leistungen aus der Gewährung von Renten nach dem Verhältnis

ihrer Beitragseinnahmen grundsätzlich ohnedies gemeinsam tragen

(5 4590 EVO). Festzuhalten bleibt allerdings, daß die Ent—
scheidungskompetenz des letztentscheidenden Rentenversicherungs—

trägers nunmehr die nach 5 4630 Abs 2 Satz 4 RVG, nicht die nach
bilateralem Vertragsrecht ist.

Tatsächlich hat die Beklagte im Schriftsatz an das SG vom
44. Dezember 4978 unmißverständlich klsrgestellt, daß sie den
Anspruch des Klägers auch unter Berücksichtigung des "multi—
lateralen Effekte" mehrerer zweiseitiger Sozialabkommen

...‘10-
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abgelehnt wissen wollte. Dieser Ablehnung des An8pruchs

unter diesem weiteren rechtlichen Gesichtspunkt stehen

— nach dem soeben Dargelegten - keine ernsthaften ver-
waltungsverfahrensrechtlichen Hindernisse entgegen.

Jeder Träger der gesetzlichen.Rentenversidherung der

Arbeiter, der sich nicht kraft einer nur vertraglich—

bilateral verengten Zuständigkeit auf eine partielle

Prüfung des vom Versicherten erhobenen.Rentenansprüchß

beschränken darf und beschränkt hat, hat das Renten—
begehren auf Grund der ihm durch 5 1650 Abs 2 Satz 4 RVG

bundesrechtlich übertragenen Zuständigkeit nach dem Ver—

fassungsgebot der Gesetzmäßigkeit der Ver■altung (Art 20
Abs 3 des Grundgesetzes —GG—)auf Grund aller in der
Bundesrepublik geltenden Rechtsncrmen zu prüfen und zu
verbescheiden. Es kann keinen begründeten Zweifel geben,

daß zum Bestand der in der Bundesrepublik geltenden Ge-

setze auch diejenigen bilateralen Sozialversicherungs-

abkommen zählen, denen der Deutsche Bundestag gemäß

Art 59 Abs 2 Satz 4 GG "in der Form eines Bundesgesetzes"

zugestimmt hat. Denn es ist ein Satz gemeindeutschen

Verfassungsrechts, daß die Regierung zum Abschluß von
Verträgen mit auswärtigen Staaten, die sich auf Gegen-
stände der Gesetzgebung des Bundes —hier des Sozial-
versicherungsrechts (Art 74 Nr 42 GG) - beziehen, der

Zustimmung des Parlaments bedarf (BVerfGE 4, 276).

Das Zustimmungsgesetz nach Art 59 Abs 2 Satz 1 aaO

hat nach der herrschenden Meinung Transformations—
funktion, dh es überführt die Bestimmungen der zwei—
seitigen Verträge, die Rechte und Pflichten für
Einzelpersonen begründen, in das materielle inner—
staatliche Recht (BVerfGE 29, 548, 360; Hanns/Dürig/

Herzog, Grundgesetz, Art 59 Rd Nr 22 und 25). Zustim-
mungsgesetze transformieren den Inhalt Von völker-
rechtlichen Verträgen insoweit in das innerstaatliche
Recht, als sie ihn für die staatlichen Organe wie auch

— falls sie sich auf die rechtlichen'Verhältnisse
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einzelner Begünstigter und Verpflichteter beziehen - für diese

Begünstigten und Verpflichteten verbindlich machen (Leibholz/

Rinck, Grundgesetz, Art 59 Bd Nr 4). Solche Gesetze entfalten
voll die verfassungsrechtlichen Wirkungen eines in1erdeutschen

Gesetzes, so, wenn sie voll der verfassungsgerichtlichen Nach-

prüfung sowohl im Normenkontrollverfahren wie im Verfahren

über die Verfassungsbeschwerde unterliegen (BVerfGE 6, 294,

295).

Schon die Verfassungsordnung der Bundesrepublik schließt es
hiernach aus, daß die Beklagte als öffentlicher Träger der
Rentenversicherung, der sich nicht mit der bilateralen Kompe—
tenz einer Vertrags—Verbindungsstelle begnügt, in bezug auf

einen bestimmten Versicherten mehrere auf ihn anwendbare, in

der Form des Zustimmungsgesetzes innerstaatlich wirksam ge-
wordene völkerrechtliche Verträge nach freiem Belieben any
wenden oder nicht anwenden könnte. Einesolche Beséhränkung

wäre willkürlich. Kein.Rechtssatz der Bundesrepublik beräch>

tigt den bundesgesetzlich zur Entscheidung berufenen.Rentenr

versicherungsträger, das eine Vertrag8gesetz anzuwenden und

das andere Vertragsgesetz außer acht zu lassen. Art 20 Abs 5 GG

und 5 4630 Abs 2 Satz 1 RVG verpflichten ihn vielmehr, das
Gesetzesrecht der Bundesrepublik lückenlos und nicht nur in
beliebiger Auswahl zu prüfen. Deshalb ist es der Beklagten

hinsichtlich der Prüfung des "multilateralen Effekts" mehrerer
annendbarer zweiseitiger Abkommen nicht gestattet, sich auf die
Bilateralität "ihres" Abkommens zurückzuziehen. Sie begibt
sich damit unzulässig auf die Argumentationsébene der “Verbin—
dungsstelle" zurück; dort trifft ihre Argumentation zu; der
Senat hat deshalb die Klage gegen ihren Bescheid vom 46. Feb;

ruar 4978 insoweit abgewiesen.

Die Vertragsgesetze, zu denen auoh das deutsch—österreichische
und das deutsch—türkische Abkommen über soziale Sicherung
zählen, begründen nach allem für die von ihnen begünstigten
Personen gemäß den dort getroffenen Einzelbestimmungen Rechte
und Pflichten, die jede öffentliche Gewalt in der Bundesrepublik
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zu beachten, zu wahren und durchzusetzen hat.
»

Der Beklagten kann freilich eingeräumt werden, daß sie die

von ihr lückenlos zu prüfenden Vertragsgesetze im Einzel-

fall nicht alle notwendig anspruchsstützend anzuwenden
„

haben wird. Das ist dann_der Fall, wenn sich bestimmte Ver-

tragsgesetze der gleichzeitigen Anwendung entziehen, weil

sie sich gegenseitig ausschließen oder wesentlich beein—

trächtigen oder weil sie entgegen dem Sinn und der Ziel-

setzung des deutschen Sozialversicherungsrechts zu unzu—

lässigen Leistungshäufungen führen.

In der vorliegenden Sache ist dies nicht der Fall. Die vom
Kläger verlangte Zusammenreohnung der deutschen, öster-

reichischen und türkischen Zeiten zum Zwecke der Erfüllung

der Wartezeit begründen allein einen einzigen Anspruch

des Klägers auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nur aus den

von ihm in der Bundesrepublik zurückgelegten deutschen Ver-

sicherungszeiten (Art 48 des Ersten deutsch-österreichischen
Abkommens; Art 27 des deutsch-türkischen Abkommens).

Nach allem haben die Vorinstanzen zu Recht für die Er-
füllung der deutschen Wartezeit des Klägers nach 5 4247
Abs } EVO die deutschen, die österreichischen und die
türkischen Zeiten zusammengerechnet, so daß mehr als
60 Kalendermonate zurückgelegt und, bei unstreitiger
EU, der Rentenanspruch des Klägers begründet ist. Das

angefochtene Urteil trifft zu, so daß die Revision der
Beklagten, soweit sie die Aufhebung des Bescheides der
Beklagten vom 46. Februar 4978 in bezug auf die multi—
laterale Anwendung mehrerer zweiseitiger Sozialver—
sicherungsabkommen und ihre Verurteilung zu einer
Leistung betrifft, als unbegründet zurückzuweisen

war (im Ergebnis ebenso BSGEBA, 90 = SoZRNr 5 zu
5 4263RVG;BSG5023Nr 2 zu Art IV AbkommenUSAvom
29. Oktober 4954 und SozR 2200 5 4250 nr 44; Bayer.
ISG — 5. Senat —, Entscheidung vom 3. Juni 4980
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- L 5 Ar 545/78 —; Winkler SGb 75, 4253 Lüdtke, BArBl 4974,

524, 526; Gobbers, SGb 4978, 470; ablehnend Bayer. LSG - 44.

und 6. Senat -, Entscheidungen vom 6. Dezember 4978 - L 4ü-Ar
464/76 — und vom 47. Juli 4979 - L 6 Ar 58/77 -; Hannemann,
DAngVers 72, 277).

Die Beklagte hat dem im wesentlichen erfolgreichen Kläger die

außergerichtlichen Kosten auch des Revisionsverfahrens zu er-

statten (5 495 see).
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